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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 7. Oktober 1983 zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Volksrepublik China über die Förderung und den 
gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 
— Drucksache 10/1740 — 


A. Problem 

Förderung und Schutz deutscher Kapitalanlagen im Ausland. 

B. Lösung 

Bilaterale Vereinbarungen zum Schutz von Auslandsinvesti- 
tionen auf völkerrechtlicher Basis. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

keine 


Einst immi gkeit im Ausschuß 



Drucksache 10/2157 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 10/1740 — unverändert nach der Vorlage 
anzunehmen. 

Bonn, den 17. Oktober 1984 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Unland Kittelmann 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/2157 


Bericht des Abgeordneten Kittelmann 


I. Inhalt 

Die Bundesregierung fördert deutsche Direktinve- 
stitionen in Entwicklungsländern u. a. durch Garan- 
tien gegen politische Risiken und durch zinsgün- 
stige Kredite. Der Förderung und dem Schutz priva- 
ter Kapitalanlagen in Entwicklungsländern dienen 
auch die Investitionsförderungsverträge, welche die 
Bundesrepublik Deutschland bereits mit einer Viel- 
zahl von Entwicklungsländern abgeschlossen hat 
Diese Verträge tragen zugleich den Bestimmungen 
des Haushaltsgesetzes Rechnung. Danach kann der 
Bund zur Absicherung des politischen Risikos bei 
förderungswürdigen Kapitalanlagen im Ausland 
Bürgschaften, Garantien und sonstige Gewährlei- 
stungen in der Regel dann übernehmen, wenn zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Land, in dem die Kapitalanlage vorgenommen wird, 
eine Vereinbarung über die Behandlung von Kapi- 
talanlagen besteht. 

Die Bestimmungen enthalten im einzelnen das all- 
gemeine Prinzip einer gerechten und billigen Be- 
handlung, die Grundsätze der Inländerbehandlung 
und der Meistbegünstigung und Anforderungen an 
die Entschädigung im Falle einer Enteignung. Dar- 
über hinaus ist das Prinzip des freien Transfers von 
Kapital und Erträgen festgelegt. Nummer ö des Pro- 
tokolls stellt dazu fest, daß nach den in der Volksre- 
publik China geltenden Devisenbestimmungen 
Zahlungen von dem Devisenkonto des gemeinsa- 
men Unternehmens bzw. des Unternehmens mit 
ausschließlich ausländischem Kapital in das Aus- 
land transferiert werden, daß aber im Fall von Devi- 
senmangel bei den genannten Unternehmen die 
chinesische Regierung die für den Transfer erfor- 
derlichen Devisen zur Verfügung stellen wird. Das 
Abkommen gilt auch für sogenannte Altinvestitio- 
nen, soweit sie nach dem 1. Juli 1979 vorgenommen 
wurden. 

Darüber hinaus sieht das Abkommen die üblichen 
Schiedsverfahren bei Meinungsverschiedenheiten 
vor. 

Die Bundesregierung strebt ein möglichst umfas- 
sendes Netz von Kapitalschutzmaßnahmen an, um 
der Unsicherheit der privaten Investoren entgegen- 
zuwirken, die durch Forderungen nach einer neuen 
Weltwirtschaftsordnung, durch Umstürze und Revo- 
lutionen begründet worden ist. Die Bundesregie- 
rung hat sich besonders auf ärmere Entwicklungs- 
länder konzentriert. Die Abkommen dienen dar- 
über hinaus dazu, ein gutes Investitionsklima zu 
schaffen, das nach dem Haushaltsrecht eine der 
Voraussetzungen für die Förderung privater Inve- 


stitionen ist. Bei den künftig eingehenden Anträgen 
wird jeweils im Einzelfall zu entscheiden sein, ob 
die geltende Garantieregelung an die getroffene 
Transferregelung angepaßt werden muß. 

Das deutsch-chinesische Abkommen vom 7. Okto- 
ber 1983 entspricht im wesentlichen dem deutschen 
Mustervertrag, der auch Grundlage der entspre- 
chenden Verträge mit anderen Entwicklungslän- 
dern ist. Allerdings ist die Höhe der Entschädigung 
nicht im Vertrag, sondern im Protokoll geregelt. 
Protokoll und Vertragstext sind jedoch völkerrecht- 
lich gleichermaßen verbindlich. Ob eine Regelung 
in einem Abkommen selbst oder in dem dazugehö- 
rigen Protokoll getroffen wird, ist vornehmlich von 
den Wünschen einer oder beider Vertragsparteien 
abhängig. Die bezüglich der Entschädigung ge- 
wählte Formulierung „ohne ungebührliche Verzöge- 
rung“ (statt üblich „unverzüglich“) geht auf die im 
US-amerikanischen Sprachkreis übliche Fassung 
zurück, auf der die chinesischen Vertragspartner 
bestanden haben. Nach Auffassung der Bundesre- 
gierung dürfte in der Praxis diese Formulierung zu 
demselben Ergebnis führen. 

Das Abkommen ist von erheblicher Bedeutung für 
die wirtschaftlichen Beziehungen zu einem Staat, 
der sich künftig zu einem der wichtigsten Industrie- 
länder der Welt und damit zu einem der wichtigsten 
Handelspartner der Bundesrepublik Deutschland 
entwickeln kann. 

IL Beratung 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf in 
der 83. Sitzung der 10. Wahlperiode am 14. Septem- 
ber 1984 dem Ausschuß für Wirtschaft federführend 
und zur Mitberatung dem Ausschuß für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit überwiesen. 

Der Bundesrat hat in seiner 537. Sitzung am 
29. Juni 1984 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundge- 
setzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Der Ausschuß für wirtschaiftliche Zusammenarbeit 
hat zu der Vorlage in seiner Sitzung am 17. Oktober 
1984 mit großer Mehrheit aus entwicklungspoliti- 
scher Sicht die unveränderte Annahme des Gesetz- 
entwurfs vorgeschlagen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat die Vorlage in sei- 
ner 21. Sitzung der 10. Wahlperiode am 17. Oktober 
1984 behandelt und empfiehlt dem Deutschen Bun- 
destag einmütig die unveränderte Annahme des 
Gesetzentwurfs. 


Kittelmann 

Berichterstatter 
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